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Sehr gechrte EEE 

vielen Dank für Ihr Ihre E-Mail vom 16. Juli 2020 in der Sie in Vertretung 

des Parlamentwatch e.V. nach dem Umweltinformationsgesetz (UIG) um 

die Übersendung „sämtlicher Unterlagen (Korrespondenzen, Vorlagen, 

Protokolle, Notizen oder sonstige Aufzeichnungen) des Bundesumweltminis- 

teriums, die im Zusammenhang mit der geplanten CO2-Regulierung zwi- 

schen dem 1. November 2018 und dem 30. Mai 2019 stehen‘ baten. 

Mit E-Mail vom 31. Juli 2020 hatten Sie ihren o.g. Antrag dahingehend 

konkretisiert, dass der Antrag konkret die „Übersendung sämtlicher Unter- 

lagen zu den Flottenzielwerten schwerer Nutzfahrzeuge im Zeitraum vom 1. 

November 2018 bis zum 30. Mai 2019“ erfasst. 

Zustell- und Lieferadresse: Robert-Schuman-Platz 3, Zufahrt über Heinrich-von-Stephan-Straße, 53175 Bonn 

Verkehrsanbindung: Haltestelle Robert-Schuman-Platz, U-Bahn 88 und 68 ©
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Gerne antworte ich Ihnen hierzu. Der Zugang zu Umweltinformationen ist 

Grundlage für eine wirksame Beteiligung von Bürgerinnen und Bürgern in 

Umweltangelegenheiten und damit ein wichtiges Instrument für den Schutz 

von Natur und Umwelt. 

I. 

Ihrem Antrag wird teilweise stattgegeben. 

Mit Ausnahme der unter II. genannten Dokumente gewähre ich Ihnen ge- 

mäß $ 4 UIG Zugang zu den beantragten Umweltinformationen. In der An- 

lage finden Sie Duplikate folgender, im Bundesumweltministerium vorhan- 

dener und von Ihrem Antrag erfassten Unterlagen: 
  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

  

        

Nr. Datum Bezeichnung 

1 01.11.2018 |Vorlage 

2 05.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

3 06.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

4 08.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 17:10 

5 08.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 17:44 

6 15.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

7 19.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

8 22.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

9 27.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

10 29.11.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

11 03.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

12 03.12.2018 | Entwurf Antwortschreiben an Bayerischen Staatsminister 

13 03.12.2018 |Entwurf Antwortschreiben an MAN 

14 03.12.2018 | Entwurf Antwortschreiben an Daimler 

15 04.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

16 05.12.2018 |Billigungsvorlage 

17 05.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz 

18 06.12.2018 |E-Mail Korrespondenz; 11:01 

19 06.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 14:48 

20 07.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 13:40 
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21 07.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 14:46 
  

22 12.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 11:04 
  

23 12.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 16:25 
  

24 12.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; Vorbericht für BT-Umweltausschuss 
  

25 19.12.2018 |E-Mail; 15:46 
  

26 19.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 16:19 
  

27 19.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz; 18:32 
  

28 19.12.2018 |Dokument 
  

29 21.12.2018 |E-Mail-Korrespondenz 
  

30 02.01.2019 | E-Mail-Korrespondenz 
  

31 15.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 17:30 
  

32 15.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 17:54 
  

33 16.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 10:54 
  

34 16.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 11:57 
  

35 16.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 13:43 
  

36 17.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

37 21.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

38 24.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 12:26 
  

39 24.04.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 18:24 
  

40 25.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

41 28.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

42 29.01.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

43 31.01.2019 |Einladung Ressortbesprechung 
  

44 31.01.2019 |BT-Ausschuss-Mitteilung 
  

45 06.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

46 07.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 17:19 
  

47 07.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 17:42 
  

48 13.02.2019 |Vorlage 
  

49 14.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 12:42 
  

50 14.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 19:08 
  

51 14.02.2019 |BT-Ausschuss-Mitteilung 
  

52 15.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 10:45 
  

53 15.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 13:58 
  

54 19.02.2019 |Vorlage; 13:09 
  

55 19.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 13:39 
  

56 21.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

57 22.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 9:51         
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58 22.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 10:23 
  

59 22.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 11:13 
  

60 22.02.2019 |Vorlage; 13:27 
  

61 22.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz; 16:38 
  

62 | 25.02.2019 |E-Mail-Korrespondenz 
  

63 02.2019 Dokument {1) 
        64 02.2019 |Dokument (2}   
  

Wie von Ihnen in Ihrer E-Mail vom 16. Juli 2020 beantragt, werden Ihnen 

die Unterlagen unter Schwärzung der darin enthaltenen personenbezogenen 

Daten zugänglich gemacht. 

Die Unterlagen mit den Nummern 46, 54, 55, 57 und 60 werden Ihnen unter 

Schwärzung der darin enthaltenen Namen von EU-Mitgliedstaaten zur Ver- 

fügung gestellt. Ihr Antrag war diesbezüglich gemäß $ 8 Abs. 1S. INr. 1 

UIG teilweise abzulehnen, da die Bekanntgabe der Verhandlungspositionen 

einzelner in den Unterlagen genannter EU-Mitgliedstaaten nachteilige Aus- 

wirkungen auf die internationalen Beziehungen der Bundesrepublik 

Deutschland hätte. Die internationalen Verhandlungen mit den EU-Mit- 

gliedstaaten im Kontext der CO>-Flottenzielwerte schwerer Nutzfahrzeuge 

erfolgten vor dem Hintergrund eines gegenseitigen Vertrauens. Der unterei- 

nander offene Austausch und die Beratschlagung zwischen den einzelnen 

Mitgliedstaaten war ein verhandlungs- und entscheidungsvorbereitender 

Prozess, welcher einer Positionsfindung dieser Akteure diente. Würden die 

im Vertrauen mitgeteilten Verhandlungspositionen anderer Mitgliedstaaten 

im Nachgang vom Bundesumweltministerium offenbart, ist davon auszuge- _ 

hen, dass sich dieses zukünftig nachteilig auf die Vertraulichkeit der Ver- 

handlungen auswirken würde. Insbesondere ist davon auszugehen, dass von
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den übrigen Mitgliedstaaten kaum noch derartige Positionen mit der Bun- 

desrepublik Deutschland geteilt würden. In der Folge würde dies eine 

Schwächung der deutschen Verhandlungspositionen nach sich ziehen. 

Die Abwägung des Bekanntgabeinteresses und des Schutzes der internatio- 

nalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland führt nicht zu einem 

Überwiegen des öffentlichen Interesses an der Bekanntgabe. Dem Informa- 

tionsinteresse der Öffentlichkeit an den von Ihnen begehrten Informationen 

wird durch den gewährten Zugang an den geschwärzten Unterlagen ausrei- 

chend Rechnung getragen. Die unkenntlich gemachten Staatennamen haben 

keine Relevanz für die in den Unterlagen vorhandenen Umweltinformatio- 

nen. Auf der anderen Seite besteht ein hohes Interesse am Schutz der inter- 

nationalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland. 

2. 

In Bezug auf die folgenden im Bundesumweltministerium vorhandenen und 

von Ihrem Antrag erfassten Dokumente mit den Nr. 65-69 wird der Antrag 

abgelehnt: 

  

Nr. Datum Bezeichnung 
  

65 | 13.11.2018 | E-Mail Korrespondenz 
  

66 | 26.11.2018 | E-Mail Korrespondenz 
  

67 | 27.11.2018 | E-Mail Korrespondenz 
  

68 | 05.12.2018 | E-Mail Korrespondenz 
        69 | 08.01.2019 | E-Mail Korrespondenz     

Diese Dokumente enthalten vorwiegend Korrespondenz mit einzelnen EU- 

Mitgliedstaaten sowie deren schriftliche Stellungnahmen und Sachstände.
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Hier ist Ihr Antrag gemäß $ 8 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 UIG abzulehnen, da die Be- 

kanntgabe nachteilige Auswirkungen auf die internationalen Beziehungen 

der Bundesrepublik Deutschland hätte. Nach hiesiger Prognose würde eine 

Bekanntgabe der von den einzelnen Mitgliedstaaten übersandten Unterlagen 

durch das Bundesumweltministerium eine nachhaltige Störung des gegen- 

seitigen Vertrauensverhältnisses nach sich ziehen und sich in der Folge 

nachteilig auf die internationalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutsch- 

land auswirken. Die internationalen Verhandlungen mit den EU-Mitglied- 

staaten im Kontext der CO>-Flottenzielwerte schwerer Nutzfahrzeuge er- 

folgten vor dem Hintergrund eines gegenseitigen Vertrauens. Der unterei- 

nander offene Austausch und die Beratschlagung zwischen den einzelnen 

Mitgliedstaaten war ein verhandlungs- und entscheidungsvorbereitender 

Prozess, welcher einer Positionsfindung dieser Akteure diente. Würden die 

im Vertrauen mitgeteilten Verhandlungspositionen anderer Mitgliedstaaten 

im Nachgang vom Bundesumweltministerium offenbart, ist insbesondere 

davon auszugehen, dass von den übrigen Mitgliedstaaten kaum noch derar- 

tige Positionen mit der Bundesrepublik Deutschland geteilt würden. In der 

Folge würde dieses eine Schwächung der deutschen Verhandlungspositio- 

nen nach sich ziehen, 

Die Abwägung des Bekanntgabeinteresses und des Schutzes der internatio- 

nalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland führt nicht zu einem 

Überwiegen des öffentlichen Interesses an der Bekanntgabe. Dem Informa- 

tionsinteresse der Öffentlichkeit an den von Ihnen begehrten Informationen 

wird durch den gewährten Zugang an den übrigen Unterlagen ausreichend 

Rechnung getragen. Auf der anderen Seite besteht ein hohes Interesse am 

Schutz der internationalen Beziehungen der Bundesrepublik Deutschland. 

Anträge auf Herausgabe von Dokumenten anderer Mitgliedstaaten könnten
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gegebenenfalls direkt bei den zuständigen Stellen der Mitgliedstaaten ge- 

stellt werden. 

IN. 

Die Beantwortung Ihrer Anfrage erfolgt gebühren- und auslagenfrei. 

Sollten Sie weitere Auskünfte zum Verfahren und zu sonstigen Fragen be- 

nötigen, stehe ich gerne zur Verfügung. 

Rechtsbehelfsbelehrung: 

Gegen diese Entscheidung kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe 

Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist beim Bundesministe- 

rium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit, Robert-Schuman- 

Platz 3, 53175 Bonn einzulegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

  

Anlagen 

Hinweise zum Datenschutz:
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Die von Ihnen übermittelten personenbezogenen Daten (z.B. Name und An- 

schrift) wurden bzw. werden zum Zwecke der Kontaktaufnahme und Bear- 

beitung Ihres Anliegens verarbeitet. Die Rechtsgrundlage dafür ist Artikel 6 

Absatz 1 Buchst. e Datenschutz-Grundverordnung in Verbindung mit $ 3 

Bundesdatenschutzgesetz. Ihre Daten werden gemäß den für die Aufbewah- 

rung von Schriftgut geltenden Fristen der Registraturrichtlinie, die die Ge- 

meinsame Geschäftsordnung der Bundesministerien (GGO) ergänzt, gespei- 

chert. Weitere Informationen hierzu und über Ihre Betroffenenrechte finden 

Sie in der Datenschutzerklärung des BMU: www.bmu.de/datenschutz.


